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Analyse Es wird wieder heftig um die Volksschule gestritten. Nur demokratische Entscheide 
führen aus d er unsicheren Pattsituation hera us. Von Anja Burri 

Eigentlich müssten die kantonalen 
Erziehungsdirektoren in Feierlaune 
sein. Das. überwãltigendeja zum Bil­
dungsartikel in der Bundesverfassung 
jãhrt sich bald zum zehnten Mal. 
Das Stimmvolk sprach sich 2006 mit 
86 Prozent für die Angleichung d er 
26 verschiedenen Bildungssysteme 
der Kantone aus. Familien und Lehrer 
sollten endlich problemlos von einem 
Kanton in den anderen ziehen kõnnen. 

D er Weg schien frei für di e «Inter­
kantonale Vereinbarung über di e 
Harmonisierung der obligatorischen . 
Schule», kurz Harmos, und für d en 
ersten gemeinsamen Lehrplan. Doch 
statt den Champagner kühl zu stellen, 
müssen sich n un viele Erziehungsdirekc 
toren daraufvorbereiten, das Erreichte 
in ne uen Abstimmungskãmpfen zu 
verteidigen. In mehr als der Hãlfte d er 
Deutschschweizer Kantone wollen 
Gegner den Lehrplan 21 oder den 
Fremdsprachemmterricht in der 
Primarschule verhindern oder um­
krempeln. Beides sind wesentliche 
Teile d er Harmonisierungsbemühun­
gen. Der Lehrplan ist den Kritikern zu 
umfangreich, zu ideologisch oder zu 
wenig auf Schulwissen aufgebaut. Zwei 
Fremdsprachen in d er Primarschule 
- in d er Regel Englisch un d Franzõsisch 
- seien zu anspruchsvoU für Lehrer 
un d Kinder, heisst es. Kommt hinzu, 
dass in vielen Kantonen das Geld für 
eine befriedigende Umsetzung d er 
anspruchsvollen Reformen fehlt. 

JEs 1ll!Irlbl. _ 
Doch das ist ni.cht alles, wie di e Seri e 
«#Schulewohin» des TA aufgezeigt hat: · 
Di. e unter Spardruck stehenden Kan-. 
tone sehen si eh auch mit Lohnforde­
rungen d er Lehrkrãfte un d mít Lohn­
ldagen konfrontiert. Und die Integra­
tion von Sonderschülern - ebenfalls ein 
Prestigeprojekt der kantonalen Erzie­
hungsdirektorenkonferenz - sorgt in 
Stadten und Agglomerationsgemein­
.den für Unruhe. Auch dort fehle das 
Geld für eine angemessene Betreuung, 
klagen betroffene Eltern und Lehrer. 
Kurz: üb7r die Volksschule wird wieder 
einmal heftig gestritten. Pãdagogische 
Argumente werden dabei weniger 
gehõrt als politísche Schlagworte. Es 
geht um Geld, um Chancengleichheit, 

1um Ideologien. W as die SVP als erste 
Partei begriff, dammert nun, im Wahl­
jahr, auch anderen: Kaum ein anderes 
Thema ist nãher bei d en Leuten als die 
Schule. Dort steht di e Zukunft d er 
eigenen Kinder auf d em SpieL Es ist 
kein Zufall, dass sich die Bürgerlichen 
na eh den Regierungsratswahlen in d en 
Kan to nen Baselland und Zürich die 
Erzíehungsdirektionen sicherten. 
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Wite vilel Harmonilsilerung brauclten1msere Bildllllll1lgssysteme? Foto: Urs]audas 

Die Reformen rückgangig zu ma­
chen, kommt für die meisten Bildungs­
direktoren kaum infrage. Denn mit der 
Verankerung des BHdungsartikels in 
d er Verfassung ist di e Harmonisierung 
zur staatspolitischen Frage geworden. 
Schaffen es die Kantone nicht, den 
Flickenteppich beim Sprachenunter­
richt oder bei den Schulstufen zu 
beseitigen, greift der Bund in ihre 
Bildungshoheit ein. Innenminister 
Alain Berset hat es bereits deutlich 
gesagt: Sollte ein Deutschschweizer 
Kanton seinen Primarschülern n ur' 
noch Englisch beibringen, werde er 
dies nicht akzeptieren. Di e Schonfrist 
vonseiten des Bundes ist bal d abgelau­
fen: Diesen Sommer müssen di e kan to-

nalen Erziehungsdirelctoren Bilanz 
ziehen, ob di e angestrebte Harmonisie­
rung gelungen ist. 

Spiraur:Jblcerm lble:ííllde 
Obwohl bis heute von 26 Kantonen nur 
15 den Harmos-Beitritt beschlossen 
haben, dürften verschiedene Vorgaben 
wie etwa das einheitliche Schul­
eintrittsalter erreicht werden. Beim 
Fremdsprachenunterricht si ei). t es aber 
schlecht aus. Der Kanton Thurgau ist 

· bereits dabei, sich von der Fremdspra­
chensi:rategie der Erziehungsdirekto­
ren zu verabschieden: Für Primarschü­
ler son bald n ur noch Englisch obliga­
torisch sein. Die Erziehungsdirektoren 
befinden sích in einer ungemütlichen 

#SchuMewohin 
Abschluss de r Seri e i m TA 

Die Umsetzung des Lehrplans 21. die Integra­
tian von SonderschOiern oder der Fremdspra­
chenstreit stellen di e Schule vor grosse 
Herausforderungen. De r TA schaute i m Mo nat 
Mai genau h in und beleuchtete in einer Serie 
di e grõssten Baustellen d er Volksschule. Mit 
di ese r Analyse wird di e Seri e abgeschlossen. 
Si e bleibt online vollstandig verfOgbar. 

Sandwichposition zwischen den 
· Reformgegnern un d den in der Verfas­
sung verankerten Verpflichtungen. 
Dabei mutet es in einem so ldeinen 
Land wie der Schweiz geradezu grotesk 
an, dass sich di e Kantone nicht auf ein 
einigermassen harmonisfertes Schul­
system einigen kõnnen. 

In derart verzwickten Lagen·kom­
men wie so oft di e juristen ins Spiel. 
In St. Gallen oder Graubünden haben 
die Erziehungsdírektoren respektive 
das Parlament Volksinltiativen, die nur 
noch eine statt zwei Fremdsprachen in 
der Primarschule fordern, für ungültig 
erklãrt. Doch damit ist der Streit nicht 
erledigt; stattdessen verhãrten sich die 
Fronten. Di e Schulkritiker wehren sich 
mit Beschwerden und alternativen 
Volksinitiativen. In St. Gallen und 
Baselland ist es ihnen gelungen, er­
neute Volksabstimmungen über das 
Harmos-Konkordat zu erzwingen. Statt 
echte Lo·sungen ZlJ. suchen, firidet 
hinter d en Kulíssen ein juristisches 
Aufrüsten statt; Gegner und Befürwor­
ter d er Reformen geben bei Rechts-
. professoren Gutachten in Auftrag. 

Das ist gefãhrlich. Fast zehnjahre 
na eh der Volksabstimmung über den 
Bildungsartikel geht es in vielen 
Deutschschweizer Kantonen wieder 
um die Urspi:ungsfrage: Wie viel Har­
monisierung brauchen di e kantonalen 
Bildungssysteme? Anstatt sich erneut 
auf di ese Grundsatzdiskussion einzu­
lassen, sollten di e Kantone die kon-· 
·lrrete Auseinandersetzung mit den 
Reformgegnern an d er Urne wagen. 
Nur offene Debatten und demokrati­
sche Entscheide kõnnen die unsichere 
Pattsituation beenden.·Das zeigt das 
Beispiel Nidwalden: Dort konnten die 
Stimmbürger kürzlich über die Strei­
chung des Frühfranzõsisch abstimmen .. 
Si e haben sith dagegen entschieden -
und zwar, weil sie ihren Kanton nicht 
isolieren wollten. 

schulewohin.tagesanzeiger.ch ;p· 

di e Menschen am meisten V elo fahren 

Erstmals zeigt eine Studie, 
. WJi.e lhãufig das Falhrrad 
. in d en Aggliomerationen 
genutztwird. Es gibt 
frappante Untersclhiede. 

IFelix Sclhlill'ldler 

Wenri sich die Menschen in Burgdorf 
urid Agglomeration fortbewegen,·wãh­
len sie für eine von sieben Etappen das 
V elo. J ene in La Chaux-de-Fonds und Le 
Locle hingegen legen n ur rund eine von 
300 Etappen mit dem Fahrradzurück­
alle übrigen mit dem Auto, mit õffentli-

. eh en Verkehrsmitteln oder zu Fuss. Das 
geht aus einer Studie des Umwelt- und 
Verkehrsdepartements (Uvel<) hervor. 

'tl\Jpc;:h~lh urlrrf ln 11nrll nl:T'I lilHriT.rJ,.,..,.Ç ctr.. 

Begegmingszone 'war zunãchst als Ver­
such angelegt, 2002 wurde di e Burgdor­
fer Idee Teil des Schw:eizerischen Ver­
kehrsrechts. Jl!ie anfãngliche Slcepsis ist 
innert weniger Jahre einer allgemeinen 
Zilstimmung gewichen, .wie Befragun­
gen von Anrainern zeigten. Heute .sind 
die Begegnungszonen auch auf Wóhn­
gegenden ausgeweitet worden. · 

Unerwartet an der Spitze 
In Burgdorfwurde eine zweite Idee zur · 
Fõrderung des Langsamverkehrs mit 
Vorbildcharakter geboren. Wénn die 
Burgdorfer einkaufen gehen, überlassen 
viele den Transport ihrer Einkaufs­
taschen einem Velo-Heimlieferservice. 
Der Lieferdienst ist Teil eines Velo­
Dienstleistungszentrums, das. landes­
weit .einmalig ist. 1997 begann es zu-
,...,." ......... ~· ... 1 .... \-....., ... ~ ........ 1-..a..- 'I:T-1--...__.._! __ 'L- • 

· fast eb'enso viel Velo gefahreri wie in B~rg, 
dorf. Di e Gründe dafür gehen aus der Stu­
die nicht hervor. Doch laut Co-Autor 
Schlosser lassen sich mindestens einige · 
Annahmentreffen: Klima und Topografie 

· sind günstig für yelofahrer, aus den Dõr­
fern ist eine zusammenhãilgeride Agglo­
meration entstanden, die mehr oder we­
niger flãchendeckend eine Verkehrsinfra­
strulctur bit~tet, di e Velofahrern ein hohes 
Sicherheitsgefühl vermittelt. 

Wichtig dürfte laut Schlosser zudem 
sein, dass für die Studie Durchschnitt~­
werte der Agglomerationen erhoben 
wurden. Wãhrend 'in den Zentren der 
bekannten Velostãdte Burgdorf und. · 
Winterthur die Infrastruktur für Velo­
fahrer zwar besser ausgebaut sei, falle 
die Umgebung ab. Schlosser vermutet, 
dass im gesamt:n St. Ga~le~- Rheintal 

mn Buclhs wird am meisten 
Ve~o gefahren 

Anteil der Velofahrten am gesamten Verkehr 
A·aalnmPr,tinn in % 

5.5 

I<ehrtwende 
beim Finanzaus. 

Im Streit umden Finanzausgl 
der Stãnderat einen Schrl 
Geberkaritone zu. Er· hiess < 

einen Kompromiss gut, der 
kantone jãhrlich um 67 Milli 
ken entlasten wlirde. O b der • 
einlenken wird, ist unldar. 
Kammer hatte letzten Mitt 
schíeden, .den Kompromiss a 
und auf der Linie des Bunc 
bleiben. Dessen Vorschlag sü 
Beitrãge der Geberkantone in 
2016 pis 2019 um 134 Million( 
pro Jahr zu senken, diejenige 
des um 196 Millionen Franker 
derat ist nun von seiner hartE 
gewichen. Er entschied nach J 
batte mit 30 zu14 Stimmen h 
tung~ die 'Beitrãge. vort Gebe 
und Bund für den Nationalen 
gleich {NFA) um 165 Millione 
zu reduzieren. Das ist die Hãl 
was der Bundesrat vorschH 
bracht hatte den Kompromh 
ferenz der Kantonsregierung~ 

Nachrichten 

Mineralolsteuer 
Bund reclmet mit Einb 
von300 Millionen F'rru 
Wegen des starken Franker 
20l5 die Einnahmen des Bimc 
Mineralõlsteuer auf Treibs·l 
mehrere Hundert Millioner 
sinken. Gegenüber d em Vorja 
Bundesrãtin Eveline Widmer 
mit Einbussen von 250 bis30( 
Frankren. Der Tanktourismw 
diesem Zusammenhang eine i 
Rolle, da er vom Wechselkun 
Der .Bundesrat hatte im Fe 
schlossen, wegen der schwier 
tion für die Wirtschaft vorén 
Erhõhung der Mineralõlsteu 
-zichten. (SDA) 

Neues Komitee 
Bürgerliche gegen 
zweite Rõhre am Gotth: 
Gestern hat sich das Komite( 
liche gegen zweite Rõhre» in 
Medien prãsentiert. Dem Co-l 
gehõren bekannte Kõpfe au 
zen Schweiz an, unter an< 
Stãnderãte Thom.as Minder ( 
SH), Konrad Graber (CVP, L u: 
kus Stadler (GLP, UR), sowie 
nalrãtinnen Isabelle Cheval 
VD), Maja Ingold (EVP, ZH) un 
Schmid-Federer (CVP, ZH). J 
Tessiner FDP~Vertreter gehõ 
Nun suchen sie weitere Miti 
den Kantonen. (TA) 

Raubtiermonitoring 
15 Wõlfe wmden durch 
Abschüsse und UnfãUe l 
Der erste Wolf, d er in díe. Se 
rücldcehrte, ist 1998 in Rec1 
illegal abgeschossen worden. 
wurden laut dem Raubtierrr. 
des Bundes Kora insgesamt 15 · 
in der Schweiz gefunden. Acht 
wurden mit einer Bewilligt 
schossen, davon sieben im W: 
wurden gewildert, und ein W 
irrtümlich geschossen. Dre 
wurdén von einem Zug überf 
ner kam 1999 im Simplongebi 
lich unter einen Schneepflug. 
der Wõlfe nimmt zwar stetig Zt 

der Risse stabilisierte sích 
200 Nutztieren pro jahr. (SDA; 

Gesundheitswesen 
Bundesrat geht 
Iüd:bàck-Zahlungen na 

'Der Bundesrat will mit den Kr< 
sen und der. Ãrzteverbindung 
Thema der sogenannten Kidcl 
lungen weiterverfolgen: Solch~ 
j ene Ãrzte; di e Patientinnen ur 
ten .einem Spital oder einem 


